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Neuerlass einer Verbandssatzung des
Zweckverbandes zur Wasserversorgung
der Stechendorfer Gruppe

Die Verbandsversammlung des Zweck­
verbandes zur Wasserversorgung der
Stechendorfer Gruppe hat in ihrer Sit­
zung am 22.7.2021 eine neue Verbandssat­
zung beschlossen.

Die Satzung wurde mit Schreiben des
Landratsamtes vom 31.8.2021 gern. Art. 20
Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die Kom­
munale Zusammenarbeit -KommZG­
(BayRS 2020-6-1-I) rechtsaufsichtlich
genehmigt.

Die Satzung wird nachstehend gern. Art.
21 Abs. 1 Satz 1 KommZG bekanntge­
macht.

Bayreuth, 14. September 2021
Landratsamt
Froschauer
Oberregierungsrätin

Vollzug des Gesetzes über die kommuna­
le Zusammenarbeit (KommZG);
Verbandssatzung des Zweckverbandes
zur Wasserversorgung der Stechendor­
fer Gruppe

Die Verbandssatzung bedarf gern. Art 20
des Gesetzes über die kommunale Zusam­
menarbeit - KommZG- der Genehmigung
der Aufsichtsbehörde.

Die am 22.7.2021 von der Verbandsver­
sammlung des Zweckverbandes zur
Wasserversorgung der Stechendorfer
Gruppe beschlossene Verbandssatzung
wird hiermit gern. Art. 20 Abs. 1 Satz 1 des
Gesetzes über die kommunale Zusam­
menarbeit - KommZG - (BayRS 2020-6-1­
I)

rechtsaufsichtlich genehmigt.

Froschauer
Oberregierungsrätin

Verbandssatzung des Zweckverbandes
zur Wasserversorgung der Stechendor­
fer Gruppe

Der Zweckverband zur Wasserversor-

gung der Stechendorfer Gruppe erlässt
auf Grund Art. 20, 32, 35, 40 und 46 des
KommZG, zuletzt geändert durch Gesetz
vom 22.3.2018 (GVBI S. 145), folgende
Satzung zur Neufassung der

Verbandssatzung:

I. Allgemeine Vorschriften

$1
Rechtsstellung

(1) Der Zweckverband führt den Namen
"Zweckverband zur Wasserversor­
gung der Stechendorfer Gruppe". Er
ist eine Körperschaft des öffentlichen
Rechts.

(2) Der Zweckverband hat seinen Sitz in
Hollfeld (Ortsteil Stechendorf).

$2
Verbandsmitglieder

Verbandsmitglieder sind die Stadt Holl­
feld und die Gemeinde Plankenfels.

$3
Räumlicher Wirkungsbereich

Der räumliche Wirkungsbereich des
Zweckverbandes umfasst das Gebiet

1. Der Ortsteile Gottelhof, Hainbach,
Höfen, Moggendorf, Stechendorf,
Treppendorf und Weikendorf der
Stadt Hollfeld

2. Der Gemeindeteile Scherleithen,
Schressendorf und Wadendorf der
Gemeinde Plankenfels.

$4
Aufgaben

(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe in
den in § 3 genannten räumlichen
Wirkungsbereich eine Wasserversor­
gungsanlage zu errichten, zu betrei­
ben, zu unterhalten und im Bedarfs­
fall zu erweitern.

(2) Der Zweckverband erfüllt seine Auf­
gaben ohne Gewinnabsicht. Er dient
ausschließlich und unmittelbar ge­
meinnützigen Zwecken im Sinne des

Steuerrechts.

(3) Das Recht und die Pflicht der Ver­
bandsmitglieder, die dem Zweckver­
band übertragenen Aufgaben zu
erfüllen und die hierzu notwendigen
Befugnisse, gehen auf den Zweckver­
band über.

(4) Der Zweckverband hat das Recht,
anstelle der Verbandsmitglieder Sat­
zungen und Verordnungen für das
übertragene Aufgabengebiet zu erlas­
sen.

(5) Die Verbandsmitglieder gestalten
dem Zweckverband die Benutzung
ihrer öffentlichen Verkehrsräume und
der sonstigen ihrem jeweiligen Verfü­
gungsrecht unterliegenden Grund­
stücke, soweit diese für die Wasserver­
sorgung erforderlich sind.

(6) Die Aufgabe nach Abs. 1 beinhaltet
auch die Versorgung mit Löschwasser.
Die für den Feuerschutz eingebauten
Anlagenteile erhalten die Verbands­
mitglieder auf ihre Kostengebrauchs­
fähig.

II. Verfassung und Verwaltung

$5
Verbandsorgane

Die Organe des Zweckverbandes sind
1. Die Verbandsversammlung
2. Der/Die Verbandsvorsitzende.

$6
Zusammensetzung der
Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung besteht
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aus dem/ der Verbandsvorsitzenden
und den übrigen Verbandräten.

(2) Die Stadt Hollfeld entsendet sechs
Vertreter (Verbandsräte), die Gemein­
de Plankenfels drei Vertreter in die
Verbandsversammlung.

(3) Die Verbandsmitglieder werden in der
Verbandsversammlung durch ihren
gesetzlichen Vertreter und die von
ihrem Vertretungsorgan bestellten
weiteren Verbandsräte vertreten; die
weiteren Verbandsräte sollen im
Verbandsgebiet(§ 3) wohnhaft sein.

(4) Jeder Verbandsrat hat einen Stellver­
treter für den Fall seiner Verhinde­
rung. Die Verbandsräte Kraft Amtes
werden durch ihre Stellvertreter
vertreten; für die weiteren Verbandrä­
te ist jeweils ein Stellvertreter zu
bestellen. Mit Zustimmung des ge­
setzlichen Vertreters und seines Stell­
vertreters kann eine Gemeinde auch
andere Personen als ihre Vertreter
bestellen. Verbandsräte können nicht
Stellvertreter sein. Die Verbandsräte
und ihre Stellvertreter sind von den
Verbandsmitgliedern dem. Verbands­
vorsitzenden, ist ein solcher noch
nicht gewählt, der Aufsichtsbehörde
schriftlich zu benennen. Bedienstete
des Zweckverbandes können nicht
Mitglied der Verbandsversammlung
sein.

(5) Für Verbandsräte, die Kraft ihres
Amtes der Verbandsversammlung
angehören, endet das Amt als Ver­
bandsrat mit dem Ende ihres kommu­
nalen Wahlamtes; entsprechendes gilt
für ihre Stellvertreter. Die anderen
Verbandsräte und ihre Stellvertreter
werden durch Beschluss der Vertre­
tungsorgane der Verbandsmitglieder
bestellt, und zwar für die Dauer der
Wahlzeit der Vertretungsorgane,
wenn Mitglieder dieser Organe be­
stellt werden, andernfalls für sechs
Jahre. Die Bestellung nach Satz 2
kann durch Beschluss der Vertre­
tungsorgane aus wichtigem Grund
widerrufen werden; sie ist zu widerru­
fen, wenn ein Verbandsrat, der dem
Vertretungsorgan eines Verbandsmit­
glieds angehört, vorzeitig aus dem
Wahlamt oder der Vertretungskörper­
schaft ausscheidet. Die Verbandsräte
und ihre Stellvertreter üben ihr Amt
bis zum Amtsantritt der neuen Ver­
bandsräte weiter aus.

$7
Einberufung

der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung tritt auf
schriftliche oder elektronische Einla­
dung des Verbandsvorsitzenden
zusammen. Die Einladung muss Ta­
gungsort und -zeit und die Beratungs­
gegenstände angeben und den Ver-
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bandsräten spätestens eine Woche vor
der Sitzung zugehen. In dringenden
Fällen kann der Verbandsvorsitzende
die Frist bis auf vierundzwanzig Stun­
den verkürzen.

(2) Die Verbandsversammlung ist nach
Bedarf, mindestens jedoch einmal
jährlich, einzuberufen. Sie muss au­
ßerdem einberufen werden, wenn es
ein Drittel der Verbandsräte oder die
Aufsichtsbehörde oder das Wasser­
wirtschaftsamt Bayreuth unter Anga­
be der Beratungsgegenstände bean­
tragt.

(3) Die Aufsichtsbehörde und das Wasser­
wirtschaftsamt Bayreuth sind von den
Sitzungen rechtzeitig zu unterrichten.
Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entspre­
chend.

$8
Sitzungen der Verbandsversammlung

(1) Der/ Die Verbandsvorsitzende berei­
tet die Beratungsgegenstände der
Verbandsversammlung vor. Er leitet
die Sitzung und handhabt die Ord­
nungwährend der Sitzung.

(2) Der Vertreter der Aufsichtsbehörde,
des Bayerischen Landesamts für
Wasserwirtschaft, des Wasserwirt­
schaftsamtes Bayreuth sowie die
Betriebswarte, der Geschäftsleiter
und der Kassenverwalter haben das
Recht, an den Sitzungen beratend
teilzunehmen. Auf Antrag ist ihnen
das Wort zu erteilen. Die Verbandsver­
sammlung kann auch andere Perso­
nen hören.

$9
Beschlüsse und Wahlen

in der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung ist be­
schlussfähig, wenn sämtliche Ver­
bandsräte ordnungsgemäß geladen
sind und die Mehrheit der Verbands­
räte anwesend und stimmberechtigt
ist. Über andere als in der Einladung
angegebene Beratungsgegenstände
darf nur dann Beschluss gefasst wer­
den, wenn alle Verbandsräte erschie­
nen und mit einer Beschlussfassung
einverstanden sind.

(2) Wird die Verbandsversammlung
wegen Beschlussunfähigkeit, die
nicht auf der persönlichen Beteili­
gung der Mehrheit der Verbandsräte
beruht, innerhalb von vier Wochen
zum zweiten Mal zur Verhandlung
über denselben Gegenstand einberu­
fen, so ist sie ohne Rücksicht auf die
Zahl der Erschienenen beschlussfä­
hig; auf diese Folge ist in der zweiten
Einladung ausdrücklich hinzuweisen.

(3) Soweit das Gesetz über die kommuna­
le Zusammenarbeit oder diese Ver­
bandssatzung nicht etwas anderes

vorschreiben, werden die Schlüsse
der Verbandsversammlung mit einfa­
cher Mehrheit der Abstimmenden
gefasst; es wird offen abgestimmt.
JederVerbandsrat hat eine Stimme.

Solange ein Verbandsmitglied keine
anderen Vertreter bestellt hat, übt der
erste Bürgermeister das Stimmrecht
aller Vertreter aus. Bei Stimmen­
gleichheit ist der Antrag abgelehnt.
Kein Verbandsrat darf sich der Stim­
me enthalten; enthält sich ein Ver­
bandsrat trotzdem der Stimme, so
gehört er nicht zu den Abstimmen­
den.

(4) Bei Wahlen gelten die Absätze 1 bis 3
entsprechend; die Vorschriften über
die persönliche Beteiligung finden
keine Anwendung. Es wird geheim
abgestimmt. Gewählt ist, wer mehr als
die Hälfte der abgegebenen Stimmen
erhält. Wird die Mehrheit im ersten
Wahlgang nicht erreicht, so findet
Stichwahl unter den beiden Bewer­
bern mit den höchsten Stimmzahlen
statt. Bei Stimmengleichheit in der
Stichwahl entscheidet das Los. Haben
im ersten Wahlgang drei oder mehr
Bewerber die gleiche nächsthöhere
Stimmzahl erhalten, so entscheidet
das Los, wer von diesen in die Stich­
wahl mit dem Bewerber mit der höch­
sten Stimmzahl kommt.

(5) Die Beschlüsse und Wahlergebnisse
sind unter Angabe von Tag und Ort
der Sitzung, der Namen der anwesen­
den Verbandsräte, der behandelten
Gegenstände und der Abstimmungs­
ergebnisse (Stimmverhältnis) in ein
Beschlussbuch einzutragen und von
dem Verbandsvorsitzenden und dem
Schriftführer zu unterzeichnen. Als
Schriftführer kann eine Dienstkraft
des Zweckverbandes oder eines Ver­
bandsmitglieds, soweit dieses zu­
stimmt, zugezogen werden. Ver­
bandsräte, die einem Beschluss nicht
zugestimmt haben, können bis zum
Schluss der Sitzung verlangen, dass
dies in der Niederschrift vermerkt
wird. Abschriften der Niederschrift
sind unverzüglich den Verbandsmit­
gliedern und der Aufsichtsbehörde zu
übermitteln.

$10
Zuständigkeit

der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung ist aus­
schließlich zuständig für

1. Die Wahl des/ der Verbandsvorsit­
zenden und seines Stellvertreters

2. Die Beschlussfassung über

a) Die Einrichtung und die we­
sentliche Erweiterung, der den
Verbandsaufgaben dienenden
Einrichtungen;

b) Den Erlass, die Änderung oder



die Aufhebung von Satzungen
und Verordnungen(§ 4Abs. 4);

c) Die Haushaltssatzung und die
Nachtragshaushaltssatzungen;

d) Den Finanzplan;

e) Die Feststellung und endgültige
Anerkennung der Jahresrech­
nung;

f) Den Erlass, die Änderung oder
die Aufhebung der Geschäfts­
ordnung für die Verbandsver­
sammlung;

g) Den Erlass, die Änderung oder
die Aufhebung der Betriebsord­
nung;

h) Die Änderung der Verbandssat­
zung und in Fällen der Auflö­
sung des Zweckverbandes
durch Austritt oder außeror­
dentliche Kündigung (Art. 46
Abs. 2 KommZG), die Bestel­
lung von Abwicklern.

(2) Die Verbandsversammlung beschließt
ferner über die anderen ihr im Gesetz
über die kommunale Zusammenar­
beit zugewiesenen Gegenstände. Sie
ist insbesondere zuständig für die
Beschlussfassung über

1. Den Erwerb, die Belastung und die
Veräußerung von Grundstücken;

2. Den Abschluss von Rechtsgeschäf­
ten aller Art, die für den Zweckver­
band Verpflichtungen in Höhe von
mehr als 3.000,00 € mit sich brin­
gen;

3. Den Gesamtplan der in einem oder
mehreren Haushaltsjahren durch­
zuführendenUnterhaltsarbeiten.

$11
Wahl des Verbandsvorsitzenden

(1) Der/ Die Verbandsvorsitzende und
seine Stellvertreter werden von der
Verbandsversammlung aus ihrer
Mitte gewählt. Der/ Die Verbandsvor­
sitzende soll der gesetzliche Vertreter
eines Verbandsmitglieds sein.

(2) Der/ Die Verbandsvorsitzende und
sein Stellvertreter werden auf die
Dauer von sechs Jahren, sind sie
Inhaber eines kommunalen Wahlam­
tes eines Verbandsmitglieds, auf die
Dauer dieses Amtes gewählt. Sie üben
ihr Amt nach Ablauf der Zeit, für die
sie gewählt sind, bis zum Amtsantritt
des/r neugewählten Verbandsvorsit­
zenden weiter aus.

$12
Zuständigkeiten

des Verbandsvorsitzenden

(1) Der/ Die Verbandsvorsitzenden ver­
trittdenZweckverband nach außen.

(2) Der/ Die Verbandsvorsitzende voll­
zieht die Beschlüsse der Verbandsver­
sammlung und erledigt in eigener
Zuständigkeit alle Angelegenheiten,
die nach der Gemeindeordnung kraft
Gesetzes dem ersten Bürgermeister
zukommen. Er erfüllt die ihm im Ge­
setz über die kommunale Zusammen­
arbeit zugewiesenen weiteren Aufga­
ben.

(3) Durch besonderen Beschluss der
Verbandsversammlung können dem/
der Verbandsvorsitzenden unbescha­
det des§ 10 Abs. 1 weitere Angelegen­
heiten zur selbständigen Erledigung
übertragenwerden.

(4) Der/ Die Verbandsvorsitzende kann
einzelne seiner Befugnisse seinem
Stellvertreter und laufende Verwal­
tungsangelegenheiten Dienstkräften
des Zweckverbandes oder mit Zustim­
mung eines Verbandsmitglieds dessen
Dienstkräften übertragen.

(5) Erklärungen, durch die der Zweckver­
band verpflichtet werden soll, bedür­
fen der Schriftform oder müssen in
elektronischer Form mit einer dauer­
haft überprüfbaren qualifizierten
elektronischen Signatur versehen
sein. Das gilt nicht bei Geschäften, die
für den Zweckverband einmalige
Verpflichtungen von nicht mehr als
300,00 €mit sich bringen.

$13
Dienstkräfte des Zweckverbandes

Die Verbandsversammlung kann einen/
eine Geschäftsführer/-in bestellen. Sie
kann ihm durch Beschluss Zuständigkei­
ten des/ der Verbandsvorsitzenden nach §
12 Abs. 2 übertragen. Durch gesonderten
Beschluss kann sie ihm ferner unbescha­
det des $ 10 Abs. 1 weitere Angelegenhei­
ten zur selbstständigen Erledigung über­
tragen.

III. Verbandswirtschaft

§ 14
Anzuwendende Vorschriften

Für die Verbandswirtschaft gelten die
Vorschriften über die Gemeindewirt­
schaft entsprechend, soweit sich nicht aus
dem Gesetz über die kommunale Zusam­
menarbeit etwas anderes ergibt.

§ 15
Haushaltssatzung

(1) Der Entwurf der Haushaltssatzung ist
den Verbandsmitgliedern spätestens
einen Monat vor der Beschlussfas­
sung in der Verbandsversammlung zu
übermitteln.

(2) Die Haushaltssatzung ist spätestens

einen Monat vor Beginn des Haus­
haltsjahres zu beschließen und mit
ihren Anlagen der Aufsichtsbehörde
vorzulegen, Haushaltsjahr ist das
Kalenderjahr.

(3) Die Haushaltssatzung wird, wenn sie
genehmigungspflichtige Bestandteile
enthält, sogleich nach der Genehmi­
gung, sonst einen nach der Vorlage an
die Aufsichtsbehörde nach § 22 Abs. 1
bekanntgemacht, sofern nicht die
Aufsichtsbehörde die Satzung bean­
standet.

§ 16
Deckung des Finanzbedarf

(1) Der Zweckverband erhebt in seinem
Wirkungsbereich Beiträge und Ge­
bühren nach Vorschriften des Kom­
munalabgaberechts.

(2) Der durch Beiträge, Gebühren und
sonstige Einnahmen nicht gedeckte
Finanzbedarf wird auf die Verbands­
mitglieder umgelegt; für den Finanz­
bedarf bei der Errichtung, Erweite­
rung und Erneuerung der Wasserver­
sorgungsanlage wird eine Investi­
tionsumlage, für den laufenden Fi­
nanzbedarf eine Betriebskostenumla­
ge erhoben. Umlegungsschlüssel ist
die im vorletzten Jahr von den Ver­
bandsmitgliedern jeweils abgenom­
mene, im Verbandsgebiet verbrauchte
Wassermenge.

§ 17
Festsetzung und Zahlung der Umlagen

(1) Die Investitionsumlage und die Be­
triebskostenumlage werden in der
Haushaltssatzung für jedes Haus­
haltsjahr neu festgesetzt. Sie können
nur während des Haushaltsjahres
durch eine Nachtragshaushaltssat­
zung geändert werden.

(2) Bei der Festsetzung der Umlage sind
anzugeben:

1. Die Höhe des durch Zuschüsse,
Kredite und sonstige Einnahmen
nicht gedeckten jeweiligen Finanz-
bedarfs (Umlagesoll); ·

2. Die auf die einzelnen Verbandsmit­
glieder entfallende Wassermenge
(Bemessungsgrundlage);

3. Der jeweilige Umlagebetrag je
Kubikmeter Wasserverbrauch
(Umlagesatz);

4. Die Höhe des jeweiligen Umlage­
betrages für jedes Verbandsmit­
glied.

(3) Die Umlagebeträge sind den einzel­
nen Verbandsmitgliedern durch
schriftlichen Bescheid mitzuteilen
(Umlagebescheid). Aus dem Bescheid
muss hervorgehen, wie der Umlage­
betrag berechnet wurde.
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(4) Die Umlagen werden mit einem Vier­
tel ihrer Jahresbeträge am 10. jedes
dritten Quartalmonats fällig. Werden
sie nicht rechtzeitig entrichtet, so
können von den säumigen Verbands­
mitgliedern Verzugszinsen bis zu 1 v.
H. für denMonat gefordert werden.

(5) Sind die Umlagen bei Beginn des
Haushaltsjahres noch nicht festge­
·setzt, so kann der Zweckverband bis
zur Festsetzung vorläufige vierteljähr­
liche Teilbeträge erheben. Nach Fest­
setzung der Umlagen für das laufende
Haushaltsjahr ist über die vorläufigen
Zahlungen zum nächsten Fälligkeits­
zeitpunkt abzurechnen.

§ 18
Kassenverwaltung

Die Kassengeschäfte sowie die gesamte
übrige Verwaltung führt die Verwaltungs­
gemeinschaft Hollfeld. Im Einzelfall be­
hält sich der Zweckverband die Erledi­
gung bestimmter Angelegenheiten vor.
Die Aufgabenübertragung wird durch die
Dienstanweisung Finanz- und Kassenwe­
sen $ 4 Nr. 2 der Dienstanweisung gere­
gelt. Auf $ 13 der Verbandssatzung wird
verwiesen.

§ 19
Jahresrechnung, Prüfung

(1) Der Verbandsvorsitzende legt die
Jahresrechnung der Verbandsver­
sammlung von vier Monaten nach
Abschluss des Haushaltsjahres vor.

(2) Die Jahresrechnung soll von der
Verbandsversammlung oder von
einem Prüfungsausschuss binnen
drei Monaten örtlich geprüft werden.
Der Prüfungsausschuss ist aus der
Mitte der Verbandsversammlung zu
bilden. Er besteht aus zwei Verbands­
räten.

(3) Nach der örtlichen Prüfung wird die
Jahresrechnung von der Verbands­
versammlung festgestellt.

(4) Nach Durchführung der örtlichen
Prüfung der Jahresrechnung und
Aufklärung etwaiger Unstimmigkei­
ten stellt die Verbandsversammlung
alsbald, jedoch in der Regel bis zum
30. Juni des auf das Haushaltsjahr
folgenden übernächsten Jahres den
Jahresabschluss beziehungsweise die
Jahresrechnung in öffentlicher Sit­
zung fest und beschließt über die
Entlastung.

IV. Schlussbestimmungen

§ 20
Öffentliche Bekanntmachungen

1) Die Satzungen und Verordnungen des
Zweckverbandes werden im Amts-

blatt der Aufsichtsbehörde bekannt­
gemacht. Die Verbandsmitglieder
weisen in der für die Bekanntma­
chung ihrer Satzung vorgesehenen
Form auf diese Bekanntmachung hin.
Die Satzungen und Verordnungen
können in der Geschäftsstelle des
Zweckverbandes eingesehen werden.

(2) Sonstige öffentliche Bekanntmachun­
gen des Zweckverbandes sind in
ortsüblicher Weise vorzunehmen. Die
Aufsichtsbehörde kann darüber hin­
aus eine Veröffentlichung in ihrem
Amtsblatt anordnen.

$21
Schlichtung

Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweck­
verband und den Verbandsmitgliedern,
wenn sie sich gleichgeordnet gegenüber­
stehen, und bei Streitigkeiten der Mitglie­
der des Zweckverbandes untereinander
aus dem Verbandsverhältnis ist die Auf­
sichtsbehörde zur Schlichtung anzuru­
fen.

$22
Auflösung

(1) Die Auflösung des Zweckverbandes
bedarf einer Mehrheit von zwei Drit­
teln der satzungsmäßigen Stimmen­
zahl in der Verbandsversammlung
und der Genehmigung der Aufsichts­
behörde. Die Auflösung ist wie diese
Verbandssatzung bekanntzumachen.

(2) Findet eine Abwicklung statt, so ha­
ben die beteiligten Gemeinden das
Recht, die auf ihrem Gebiet gelegenen
Gegenstände des Anlagevermögens
zum geschätzten Zeitwert zu über­
nehmen. Im Übrigen ist das Vermögen
nach Befriedigung der Gläubiger an
die Verbandsmitglieder unterAnrech­
nung der übernommenen Gegenstän­
de nach dem Verhältnis der von ihnen
insgesamt entrichteten Investitions­
umlagebeträge zu verteilen. Soweit
das Vermögen die entrichteten Inves­
titionsumlagebeträge übersteigt, darf
es nur für steuerbegünstigte Zwecke
verwendet werden.

$23
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt eine Woche nach
ihrer Bekanntgabe in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verbandssat­
zung, in der Fassung der 4. Ande­
rungssatzung vom 2.9.2008 außer
Kraft. ?

Stechendorf, den 7. September 2021
Zweckverband zur Wasserversorgung
der Stechendorfer Gruppe
Harald Stadter
Verbandsvorsitzender

Neuerlass der Beitrags- und Gebühren­
satzung zur Wasserabgabesatzung
(BGS-WAS) des Zweckverbandes zur
Wasserversorgung der Stechendorfer
Gruppe

Die Verbandsversammlung des Zweck­
verbandes zur Wasserversorgung der
Stechendorfer Gruppe hat in ihrer Sit­
zung am 20.5.2021 einen Neuerlass der
Beitrags- und Gebührensatzung zur
Wasserabgabesatzung beschlossen. Die
Satzung ist genehmigungsfrei.

Sie wird nachstehend gern. Art. 24 Abs. 1
des Gesetzes über die Kommunale Zu­
sammenarbeit -KommZG- (BayRS 2020­
6-1-I) bekanntgemacht.

Bayreuth, 14. September 2021
Landratsamt
Froschauer
Oberregierungsrätin

Beitrags- und Gebührensatzung zur
Wasserabgabesatzung (BGS-WAS) des
Zweckverbandes zur Wasserversorgung
der Stechendorfer Gruppe

Vom 20. Mai 2021

Auf Grund der Art. 5, 8 und 9 des Kommu­
nalabgabengesetzes erläßt der Zweckver­
band zur Wasserversorgung der Stechen­
dorfer Gruppe folgende Beitrags- und
Gebührensatzung zur Wasserabgabesat­
zung:

$1
Beitragserhebung

Der Zweckverband erhebt zur Deckung
seines Aufwandes für die Herstellung der
Wasserversorgungseinrichtung für das
Gebiet der Gemeindeteile Gottelhof,
Hainbach, Höfen, Moggendorf, Stechen­
dorf, Treppendorf und Weikendorf der
Stadt Hollfeld und der Gemeindeteile
Scherleithen, Schressendorf und Waden­
dorf der Gemeinde Plankenfels einen
Beitrag, soweit der Aufwand nicht einer
Erstattungsregelung nach Art. 9 KAG
unterliegt.

$2
Beitragstatbestand

Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare
oder gewerblich genutzte oder gewerb­
lich nutzbare Grundstücke erhoben,
wenn für sie nach $4 WAS ein Recht zum
Anschluß an die Wasserversorgungsein­
richtung besteht. Der Beitrag wird auch
für Grundstücke erhoben, die an die
Wasserversorgungseinrichtung tatsäch­
lich angeschlossen sind.

$3
Entstehen der Beitragsschuld

(1) Die Beitragsschuld entsteht im Fall
des
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1. $2Satz 1, sobald das Grundstück
an die Wasserversorgungseinrich­
tung angeschlossen werden kann,

2. $2 Satz 2, sobald das Grundstück
an die Wasserversorgungseinrich­
tung angeschlossen ist.

(2) Wenn eine Veränderung der Fläche,
der Bebauung oder der Nutzung des
Grundstücks vorgenommen wird, die
beitragsrechtliche Auswirkungen hat,
entsteht die Beitragsschuld mit dem
Abschluss dieser Maßnahme.

(3) Bei unbebauten beitragspflichtigen
Grundstücken entsteht der Geschoßflä­
chenbeitrag erst mit der Bebauung oder
gewerblichen Nutzung des Grundstü­
ckes.

$4
Beitragsschuldner

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt
des Entstehens der Beitragsschuld Eigen­
tümer des Grundstücks oder Erbbaube­
rechtigter ist. Mehrere Zahlungspflichti­
ge sind Gesamtschuldner.

$5
Beitragsmaßstab

(1) Der Beitrag wird nach der Grund­
stücksfläche und der Geschossfläche
der vorhandenen Gebäude berechnet.
Die beitragspflichtige Grundstücks­
fläche wird bei Grundstücken in unbe­
planten Gebieten von mindestens
1.500 m2 Fläche (übergroße Grund­
stücke) auf das 3-fache der beitrags­
pflichtigen Geschoßfläche, minde­
stensjedoch aufl.500 m2 begrenzt.

(2) Die Geschossfläche ist nach den Au­
ßenmaßen der Gebäude in allen Ge­
schossen zu ermitteln. Keller werden
mit der vollen Fläche herangezogen,
Dachgeschosse werden nur herange­
zogen, soweit sie ausgebaut sind,
Gebäude oder selbstständige Gebäu­
deteile, die nach der Art ihrer Nut­
zung keinen Bedarf nach Anschluß an
die Wasserversorgung auslösen oder
die an die Wasserversorgung nicht
angeschlossen werden dürfen, wer­
den nicht zum Geschossflächenbei­
trag herangezogen; das gilt nicht für
Gebäude oder Gebäudeteile, die tat­
sächlich einen Wasseranschluss ha­
ben. Balkone, Loggien und Terrassen
bleiben außer Ansatz, wenn und so­
weit sie über Gebäudefluchtlinie
hinausragen.

(3) Bei Grundstücken, für die eine ge­
werbliche Nutzung ohne Bebauung
zulässig ist, wird als Geschoßfläche
ein Viertel der Grundstücksfläche in
Ansatz gebracht; das gleiche gilt,
wenn aufeinem Grundstück die zuläs­
sige Bebauung im Verhältnis zur
gewerblichen Nutzung nur unterge­

ordnete Bedeutung hat.

(4) Wird ein Grundstück vergrößert und
wurden für diese Flächen keine Bei­
träge geleistet, so entsteht die Bei­
tragspflicht auch hierfür. Gleiches gilt
im Falle der Geschossflächenvergrö­
ßerung für die zusätzlich geschaffe­
nen Geschossflächen sowie im Falle
des Absatzes 1 Satz 2 für die sich aus
ihrer Vervielfachung errechnende
Grundstücksfläche. Gleiches gilt auch
für alle sonstigen Veränderungen, die
nach Absatz 2 für die Beitragsbemes­
sung von Bedeutung sind.

(5) Wird ein unbebautes, aber bebauba­
res Grundstück, für das ein Beitrag
nach Abs. 3 festgesetzt worden ist,
später bebaut, wird der Beitrag nach
Abzug der nach Abs. 3 berücksichtig­
ten Geschossflächen und den nach
Abs. 1 Satz 2 begrenzten Grund­
stücksflächen neu berechnet. Dieser
Betrag ist nachzuentrichten. Ergibt
die Gegenüberstellung ein Weniger an
Geschossflächen, ist für die Berech­
nung des Erstattungsbetrages aufden
Beitragssatz abzustellen, nach dem
der ursprüngliche Beitrag entrichtet
worden ist.

$6
Beitragssatz

Der Beitrag beträgt
a) pro m2 Grundstücksfläche

1,02€netto (1,18€brutto) und
b) pro m2 Geschoßfläche

3,58€ netto(4,15€ brutto).

$7
Fälligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Zu­
stellung des Beitragsbescheides fällig.

$8
Erstattung der Kosten

für Grundstücksanschlüsse

(1) Der Aufwand für die Herstellung,
Anschaffung, Verbesserung, Erneue­
rung, Veränderung und Beseitigung
sowie für die Unterhaltung der
Grundstückanschlüsse i. S. des $ 3
WAS sind mit Ausnahme des Aufwan­
des, der auf die Teile der Grundstück­
sanschlüsse (Hausanschlüsse) ent­
fällt, die sich im öffentlichen Straßen­
grund befinden und darüber hinaus
bis zur Grundstücksgrenze, höch­
stens jedoch bis zu einer Gesamt­
Anschlusslänge von 25 m, in der je­
weils tatsächlich entstandenen Höhe
zu erstatten.

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht
mit Abschluß der jeweiligen Maßnah­
me, Schuldner ist, wer im Zeitpunkt
des Entstehens des Erstattungsan­
spruchs Eigentümer des Grundstücks

oder Erbbauberechtigter ist. Mehrere
Zahlungspflichtige sind Gesamt­
schuldner. Der Erstattungsanspruch
wird einen Monat nach Zustellung des
Erstattungsbescheids fällig.

$9
Gebührenerhebung

Der Zweckverband erhebt für die Benut­
zung der Wasserversorgungseinrichtung
Grund- und Verbrauchsgebühren.

§ 9a
Grundgebühr

(1) Die Grundgebühr bei Verwendung
von Wasserzählern mit Nenndurch­
fluss (Q3), wird entsprechend des
Nenndurchfluss (Q3) berechnet.
Befinden sich auf einem Grundstück
nicht nur vorübergehend mehrere
Wasseranschlüsse, so wird die Grund­
gebühr nach der Summe des Nenn­
durchflusses der einzelnen Wasser­
zähler berechnet. Soweit Wasserzäh­
ler nicht eingebaut sind wird der
Nenndurchfluss geschätzt, der nötig
wäre, um die mögliche Wasserentnah­
me messen zu können.

(2) Die Grundgebühr beträgt bei der
Verwendung von Wasserzählern mit
Nenndurchfluß

bis 6 m?/h
bis 10m3/h

40,00€/Jahr
53,38€/Jahr

$10
Verbrauchsgebühr

(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach der
Menge des aus der Wasserversor­
gungseinrichtung entnommenen
Wassers berechnet.

(2) Der Wasserverbrauch wird durch
Wasserzähler festgehalten. Er ist
durch den Zweckverband zu schät­
zen, wenn

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden
ist oder

2. der Zutritt zum Wasserzähler oder
dessen Ablesung nicht ermöglicht
wird oder

3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür
ergeben, dass der Wasserzähler
den wirklichen Wasserverbrauch
nicht angibt.

(3) Die Gebühr beträgt 1,68 € netto pro
Kubikmeter entnommenenWassers.

(4) Wird ein Bauwasserzähler oder ein
sonstiger beweglicher Wasserzähler
verwendet, so beträgt die Gebühr 1,68
€ netto pro Kubikmeter entnomme­
nenWassers.
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§ 11
Entstehen der Gebührenschuld

(1) Die Verbrauchsgebührenschuld ent­
steht mit demVerbrauch.

(2) Die Gebührenschuld entsteht erst­
mals mit dem Tag, der auf den Zeit­
punkt der betriebsfertigen Herstel­
lung des Anschlusses folgt; der
Zweckverband teilt dem Gebühren­
schuldner diesen Tag schriftlich mit.
Im Übrigen entsteht die Grundgebüh­
renschuld mit dem Beginn eines jeden
Tages in Höhe eines Tagesbruchteils
der Jahresgrundgebührenschuld.

§ 12
Gebührenschuldner

Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt
des Entstehens der Gebührenschuld
Eigentümer des Grundstücks oder ähn­
lich zur Nutzung des Grundstücks dring­
lich berechtigt ist. Gebührenschuldner ist
auch der Inhaber eines auf dem Grund­
stück befindlichen Betriebes. Mehrere
Gebührenschuldner sind Gesamtschuld­
ner.

$13
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung

(1) Der Verbrauch wird jährlich abge­
rechnet. Die Grund- und Verbrauchs­
gebührwird einen Monat nach Zustel­
lung des Gebührenbescheides fällig.

(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 10.
April jeden Jahres Vorauszahlungen
in Höhe der Hälfte der Jahresabrech­
nung des Vorjahres zu leisten. Fehlt
eine solche Vorjahresabrechnung, so
setzt der Zweckverband die Höhe der
Vorauszahlung unter Schätzung des
Jahresgesamtverbrauches fest.

$14
Mehrwertsteuer

Zu den Beiträgen und Gebühren wird
eine Mehrwertsteuer in der jeweiligen
gesetzlichen Höhe erhoben.

$15
Pflichten der

Beitrags- und Gebührenschuldner

Die Beitrags- und Gebührenschuldner
sind verpflichtet, dem Zweckverband für
die Höhe der Schuld maßgebliche Verän­
derungen unverzüglich zu melden und
über den Umfang dieser Veränderungen
Auskunft zu erteilen.

$ 16
Inkrafttreten

(1) Die Satzung tritt eine Woche nach
Bekanntgabe in Kraft.

128

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom
03.12.1997, in der Fassung der 5. Ande­
rung außerKraft.

Stechendorf, den 20. Mai 2021
Zweckverband zur Wasserversorgung
der S techendorfer Gruppe
Harald Stadter
Verbandsvorsitzender

Neuerlass der Wasserabgabesatzung
des Zweckverbandes zur Wasserversor­
gung der Stechendorfer Gruppe

Die Verbandsversammlung des Zweck­
verbandes zur Wasserversorgung der
Stechendorfer Gruppe hat in ihrer Sit­
zung am 20.5.2021 einen Neuerlass der
Wasserabgabesatzung beschlossen. Die
Satzung ist genehmigungsfrei.

Sie wird nachstehend gern. Art. 24 Abs. 1
des Gesetzes über die Kommunale Zu­
sammenarbeit -KommZG- (BayRS 2020­
6-1-I) bekanntgemacht.

Bayreuth, 14. September 2021
Landratsamt
Froschauer
Oberregierungsrätin

Satzung für die öffentliche Wasserver­
sorgungseinrichtung des Zweckverban­
des zur Wasserversorgung der Stechen­
dorfer Gruppe

(Wasserabgabesatzung - WAS -)

vom 20. Mai 2021

Auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1
Nr. l und 2 und Abs. 2 der Gemeindeord­
nung (GO) erlässt der Zweckverband zur
Wasserversorgung der Stechendorfer
Gruppe folgende Satzung:

$1
Öffentliche Einrichtung

(1) Der Zweckverband betreibt eine
öffentliche Einrichtung zur Wasser­
versorgung für die Gemeinde Gottel­
hof, Hainbach, Höfen, Moggendorf,
Stechendorf, Treppendorf und Wel­
kendorf der Stadt Hollfeld für die
Gemeindeteile Scherleithen, Schres­
sendorfund Wadendorfder Gemeinde
Plankenfels.

(2) Art und Umfang dieser Wasserversor­
gungseinrichtung bestimmt der
Zweckverband.

$2
Grundstücksbegriff ­

Grundstückseigentümer

(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung
ist jedes räumlich zusammenhängen-

de und einem gemeinsamen Zweck
dienende Grundeigentum desselben
Eigentümers, das eine selbstständige
wirtschaftliche Einheit bildet, auch
wenn es sich um mehrere Grundstü­
cke oder Teile von Grundstücken im
Sinn des Grundbuchrechts handelt.
Rechtlich verbindliche planerische
Festlegungen sind zu berücksichti­
gen.

(2) Die Vorschriften dieser Satzung für
die Grundstückseigentümer gelten
auch für Erbbauberechtigte oder
ähnlich zur Nutzung eines Grund­
stücks dinglich Berechtigte. Von
mehreren dinglich Berechtigten ist
jeder berechtigt und verpflichtet; sie
haften als Gesamtschuldner.

$3
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Satzung haben die nach­
stehendenBegriffe folgende Bedeutung:

Versorgungsleitungen sind die Wasser­
leitungen im Wasserversorgungsgebiet
von denen die Grundstücksanschlüsse
abzweigen.

Grundstücksanschlüsse ( =Hausan­
schlüsse)sind die Wasserleitungen von
der Abzweigstelle der Versorgungsleitung
bis zur Übergabestelle; die beginnen mit
der Anschlussvorrichtung und enden mit
derHauptabsperrvorrichtung.

Anschlussvorrichtung ist die Vorrich­
tung zur Wasserentnahme aus der Versor­
gungsleitung, umfassend Anbohrschelle
mit integrierter oder zusätzlicher Absper­
rarmatur oderAbzweig mit Absperrarma­
tur samt den dazugehörigen technischen
Einrichtungen(Schieber).

Hauptabsperrvorrichtung ist die erste
Armatur auf dem Grundstück, mit der die
gesamte nachfolgende Wasserver­
brauchsanlage einschließlich Wasserzäh­
ler abgesperrt werden kann.

Übergabestelle ist das Ende des Grund­
stücksanschlusses hinter der Hauptab­
sperrvorrichtung im Grundstück/Ge­
bäude.

Wasserzähler sind Messgeräte zur Erfas­
sung des durchgeflossenen Wasservolu­
men. Absperrventile und etwa vorhande­
ne Wasserzählerbügel sind nicht Bestand­
teile derWasserzähler.

Anlagen des Grundstückseigentümers
(=Verbrauchsleitungen) sind die Ge­
samtheit der Anlagenteile in Grundstü­
cken oder in Gebäuden hinter der Über­
gabestelle ($10)

$4
Anschluss- und Benutzungsrecht

(1) Jeder Grundstückseigentümer kann
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verlangen, dass sein Grundstück nach
Maßgabe dieser Satzung an die Was­
serversorgungseinrichtung ange­
schlossen und mit Wasser beliefert
wird.

(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht
erstreckt sich nur auf solche Grund­
stücke, die durch eine Versorgungslei­
tung erschlossen werden. Der Grund­
stückseigentümer kann unbeschadet
weitergehender bundes- oder landes­
gesetzlicherVorschriften nicht verlan­
gen, dass eine neue Versorgungslei­
tung hergestellt oder eine bestehende
Versorgungsleitung geändert wird.
Weiche Grundstücke durch die Ver­
sorgungsleitung erschlossen werden,
bestimmt der Zweckverband.

(3) Der Zweckverband kann den An­
schluss eines Grundstücks an eine
bestehende Versorgungsleitung ver­
sagen, wenn die Wasserversorgung
wegen der Lage des Grundstücks oder
aus sonstigen technischen oder be­
trieblichen Gründen dem Zweckver­
band erhebliche Schwierigkeiten
bereitet oder besondere Maßnahmen
erfordert, es sei denn, der Grund­
stückseigentümer übernimmt die
Mehrkosten, die mit dem Bau und
Betrieb zusammenhängen, und leistet
auf Verlangen Sicherheit.

$5
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Die zum Anschluss Berechtigten(§ 4)
sind verpflichtet, die Grundstücke,
auf denen Wasser verbraucht wird, an
die öffentliche Wasserversorgungsein­
richtung anzuschließen (Anschluss­
zwang). Ein Anschlusszwang besteht
nicht, wenn der Anschluss rechtlich
oder tatsächlich unmöglich ist.

(2) Auf Grundstücken, die an die öffentli­
che Wasserversorgungseinrichtung
angeschlossen sind, ist der gesamte
Bedarf an Wasser im Rahmen des
Benutzungsrechts(§ 4) ausschließlich
aus dieser Einrichtung zu decken
(Benutzungszwang).

$6
Befreiung von Anschluss­
oder Benutzungszwang

(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss
oder zur Benutzung wird auf Antrag
ganz oder zum Teil befreit, wenn der
Anschluss oder die Benutzung aus
besonderen Gründen auch unter
Berücksichtigung der Erfordernisse
des Gemeinwohls nicht zumutbar ist.

Der Antrag auf Befreiung ist unter
Angabe der Gründe schriftlich beim
Zweckverband einzureichen.

(2) Die Befreiung kann befristet, unter

Bedingungen, Auflagen und Wider­
rufsvorbehalt erteilt werden.

$7
Beschränkung der Benutzungspflicht

(1) Auf Antrag wird die Verpflichtung zur
Benutzung auf einen bestimmten
Verbrauchszweck oder Teilbedarf
beschränkt, soweit das für die öffentli­
che Wasserversorgung wirtschaftlich
zumutbar ist und nicht andere
Rechtsvorschriften oder Gründe der
Volksgemeinheit entgegenstehen,
Gründe der Volksgesundheit stehen
einer Beschränkung der Benutzer­
pflicht insbesondere entgegen, wenn
für den jeweiligen Verbrauchszweck
oder Teilbedarf i. S. v. Satz 1 Trink­
wasser oder Wasser mit der Beschaf­
fenheit von Trinkwasser erforderlich
ist und die Versorgung mit solchem
Wasser nur durch die Benutzung der
öffentlichen Wasserversorgung ge­
währleistet wird.

(2) § 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 findet
entsprechende Anwendung.

(3) Absatz 1 gilt nicht für die Versorgung
von Industrieunternehmen und Wei­
terverteilern sowie für die Vorhaltung
von Löschwasser.

(4) Vor der Errichtung oder Inbetrieb­
nahme einer Eigengewinnungsanlage
hat der Grundstückseigentümer dem
Zweckverband Mitteilung zu machen;
dasselbe gilt, wenn eine solche Anlage
nach dem Anschluss an die öffentliche
Wasserversorgung wei terbetrieben
werden soll. Er hat durch geeignete
Maßnahmen sicherzustellen, dass von
seiner Eigengewinnungsanlage keine
Rückwirkungen in das öffentliche
Wasserversorgungsnetz möglich sind.

$8
Sondervereinbarung

(1) Ist der Grundstückseigentümer nicht
zum Anschluss berechtigt oder ver­
pflichtet so kann der Zweckverband
durch Vereinbarung ein besonderes
Benutzungsverhältnis begründen.

(2) Für dieses Benutzungsverhältnis
gelten die Bestimmungen dieser
Satzung und der Beitrags- und Ge­
bührensatzung entsprechend, Aus­
nahmsweise kann in der Sonderver­
einbarung Abweichungen bestimmt
werden, soweit dies sachgerecht ist.

$9
Grundstücksanschluss

(1) Die Grundstücksanschlüsse stehen
vorbehaltlich abweichender Vereinba­
rung im Eigentum des Zweckverbandes.

(2) Der Zweckverband bestimmt Zahl,

Art, Nennweite und Führung der
Grundstücksanschlüsse sowie deren
Änderung. Er bestimmt auch, wo und
an welche Versorgungsleitung anzu­
schließen ist. Der Grundstückseigen­
tümer ist vorher zu hören; seine be­
rechtigten Interessen sind nach Mög­
lichkeit zu wahren. Soll der Grund­
stücksanschluss auf Wunsch des
Grundstückeigentümers nachträg­
lich geändert werden, so kann der
Zweckverband verlangen, dass die
näheren Einzelheiten einschließlich
der Kostentragung vorher in einer
gesonderten Vereinbarung geregelt
werden.

(3) Der Grundstücksanschluss wird vom
Zweckverband hergestellt, unterhal­
ten, geändert, abgeändert, abgetrennt
und beseitigt. Er muss zugänglich und
vor Beschädigungen geschützt sein.

(4) Der Grundstückseigentümer hat die
baulichen Voraussetzungen für die
sichere Errichtung des Grundstück­
sanschlusses zu schaffen. Der Zweck­
verband kann hierzu schriftlich eine
angemessene Frist setzen. Der
Grundstückseigentümer darf keine
Einwirkungen auf den Grundstück­
sanschluss vornehmen oder vorneh­
men lassen.

(5) Der Grundstückseigentümer und die
Benutzer haben jede Beschädigung
des Grundstücksanschlusses, insbe­
sondere das Undichtwerden von
Leitungen sowie sonstige Störungen
unverzüglich dem Zweckverband
mitzuteilen.

$10
Anlage des Grundstückseigentümers

(1) Der Grundstückseigentümer ist ver­
pflichtet, für die ordnungsgemäße
Errichtung, Erweiterung, Änderung
und Unterhaltung der Anlage von der
Übergabestelle ab, mit Ausnahme des
Wasserzählers, zu sorgen. Hat er die
Anlage oder Teile davon einem ande­
ren vermietet oder sonst zur Benut­
zung überlassen, so ist er neben dem
anderen verpflichtet.

(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung
der Vorschriften dieser Satzung und
anderer gesetzlicher oder behördli­
cher Bestimmungen sowie nach den
anerkannten Regeln der Technik
errichtet, erweitert, geändert und
unterhalten werden. Anlage und
Verbrauchseinrichtungen müssen so
beschaffen sein, dass Störungen
anderer Abnehmer oder der öffentli­
chen Versorgungseinrichtungen
sowie Rückwirkungen auf die Güte
des Trinkwassers ausgeschlossen
sind. Der Anschluss wasserverbrau­
chender Einrichtungen jeglicher Art
geschieht aufGefahr des Grundstück­
seigentümers.
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(3) Es dürfen nur Materialien und Geräte
verwendet werden, die entsprechend
den anerkannten Regeln der Technik
beschaffen sind. Das Zeichen einer
anerkannten Prüfstelle (zum Beispiel
DIN-DVGW) bekundet, dass diese
Voraussetzungen erfüllt wird.

(4) Anlagenteile, die sich vor demWasser­
zähler befinden, können plombiert
werden. Ebenso können Anlagenteile,
die zur Anlage des Grundstückseigen­
tümers gehören; unter Plomberver­
schluss genommen werden, um eine
einwandfreie Messung zu gewährleis­
ten. Die dafür erforderliche Ausstat­
tung der Anlage ist nach den Angaben
des Zweckverbandes zu veranlassen.

$11
Zulassung der Anlage des Abnehmers

(1) Bevor die Anlage des Grundstücksei­
gentümers hergestellt oder wesent­
lich geändert wird, sind dem Zweck­
verband folgende Unterlagen in dop­
pelter Fertigung einzureichen:

a) Eine Beschreibung der geplanten
Anlage des Abnehmers und ein
Lageplan,

b) Der Name des Unternehmers, der
die Anlage einrichten soll,

c) Angaben über eine etwaige Eigen­
versorgung,

d) Im Falle des § 4 Abs. 3 die Verpflich­
tung zurÜbernahme der Mehrkos­
ten.

Die einzureichenden Unterlagen
haben den beim Zweckverband auflie­
genden Mustern zu entsprechen, Alle
Unterlagen sind von den Bauherren
und den Planfertigern zu unterschrei­
ben.

(2) Der Zweckverband prüft, ob die beab­
sichtigten Anlagen der Bestimmun­
gen dieser Satzung entsprechen, Ist
das der Fall, so erteilt der Zweckver­
band schriftlich seine Zustimmung
und gibt eine Fertigung der eingerich­
teten Unterlagen mit Zustimmungs­
vermerk zurück. Stimmt der Zweck­
verband nicht zu, setzt er dem Bau­
herrn unter Angabe der Mängel eine
angemessene Frist zur Berichtigung.
Die geänderten Unterlagen sind so­
dann erneut einzureichen. Die Zu­
stimmung und die Überprüfung be­
freien den Grundstückseigentümer,
den Bauherren, den ausführenden
Unternehmer und den Planfertiger
nicht von der Verantwortung für die
vorschriftsmäßige und fehlerfreie
Planung und Ausführung der Anla­
gen.

(3) Mit den Installationsarbeiten darf erst
nach schriftlicher Zustimmung des
Zweckverbands begonnen werden.
Eine Genehmigungspflicht nach
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sonstigen, insbesondere nach stra­
ßen-, bau- und wasserrechtlichen
Bestimmungen bleibt durch die Zu­
stimmung unberührt.

(4) Die Errichtung der Anlage und we­
sentliche Veränderungen dürfen nur
durch den Zweckverband oder durch
ein Installationsunternehmen erfol­
gen, das in ein Installateurverzeichnis
des Zweckverbandes oder eines ande­
ren Wasserversorgungsunterneh­
mens eingetragen ist. Der Zweckver­
band ist berechtigt, die Ausführung
der Arbeiten zu überwachen.

(5) Der Grundstückseigentümer hat jede
Inbetriebsetzung der Anlagen beim
Zweckverband über das Installations­
unternehmen zu beantragen, Der
Anschluß der Anlage an das Vertei­
lungsnetz und die Inbetriebsetzung
erfolgen durch den Zweckverband
oder dessen Beauftragten.

(6) Von den Bestimmungen der Absätze 1
bis 4 kann der Zweckverband Ausnah­
men zulassen.

$12
Überprüfung der Anlage des
Grundstückseigentümers

(1) Der Zweckverband ist berechtigt, die
Anlage des Grundstückseigentümers
vor und nach ihrer Inbetriebnahme zu
überprüfen. Er hat auf erkannte Si­
cherheitsmängel aufmerksam zu
machen und kann deren Beseitigung
verlangen.

(2) Werden Mängel festgestellt, welche
die Sicherheit gefährden oder erhebli­
che Störungen erwarten lassen, so ist
der Zweckverband berechtigt, den
Anschluss oder die Versorgung zu
verweigern; bei Gefahr für Leib oder
Leben ist sie hierzu verpflichtet.

(3) Durch Vornahme oder Unterlassung
der Oberprüfung der Anlage sowie
durch deren Anschluss an das Vertei­
lungsnetz übernimmt der Zweckver­
band keine Haftung für die Mängel­
freiheit der Anlage. Dies gilt nicht,
wenn er bei einer Überprüfung Män­
gel festgestellt hat die eine Gefahr für
Leib oder Leben darstellen.

$13
Abnahmepflichten, Haftung

(1) Der Grundstückseigentümer und die
Benutzer haben den Beauftragten des
Zweckverbandes, die sich auf Verlan­
gen auszuweisen haben, zu angemes­
sener Tageszeit den Zutritt zu allen
der Wasserversorgung dienenden
Einrichtungen auf dem Grundstück,
in Gebäuden, Anlagen, Wohnungen
undWohnräumen zu gestatten, soweit
dies zur Nachschau der Wasserleitun­

gen, zum Ablesen der Wasserzähler
und zur Prüfung, ob die Vorschriften
dieser Satzung und die vom Zweck­
verband auferlegten Bedingungen
und Auflagen erfüllt werden, erfor­
derlich ist, Der Grundstückseigentü­
mer, ggf. auch die Benutzer des
Grundstücks werden davon nach
Möglichkeit vorher verständigt.

(2) Der Grundstückseigentümer und die
Benutzer sind verpflichtet alle für die
Prüfung des Zustandes der Anlagen
erforderlichen Auskünfte zu erteilen,
Sie haben die Verwendung zusätzli­
cher Verbrauchseinrichtungen vor
Inbetriebnahme dem Zweckverband
mitzuteilen, soweit sich dadurch die
vorzuhaltende Leistung wesentlich
erhöht.

(3) Der Grundstückseigentümer und die
Benutzer haften gegenüber dem
Zweckverband für von ihnen ver­
schuldete Schäden, die auf eine Ver­
letzung ihrer Pflichten nach dieser
Satzung zurückzuführen sind.

$14
Grundstücksbenutzung

(1) Der Grundstückseigentümer hat das
Anbringen und Verlegen von Leitun­
gen einschließlich Zubehör zur Zu­
und Fortleitung von Wasser über sein
im Versorgungsgebiet liegendes
Grundstück sowie sonstige Schutz­
maßnahmen unentgeltlich zuzulas­
sen, wenn und soweit diese Maßnah­
men für die örtliche Wasserversor­
gung erforderlich sind. Diese Pflicht
betrifft nur Grundstücke, die an die
Wasserversorgung angeschlossen
oder anzuschließen sind, die vom
Eigentümer in wirtschaftlichen Zu­
sammenhang mit einem angeschlos­
senen oder zumAnschluss vorgesehe­
nen Grundstück genutzt werden oder
für die die Möglichkeit der Wasserver­
sorgung sonst wirtschaftlich vorteil­
haft ist. Die Verpflichtung entfällt,
soweit die Inanspruchnahme der
Grundstücke den Eigentümer in
unzumutbarer Weise belasten würde.

(2) Der Grundstückseigentümer ist
rechtzeitig über Art und Umfang der
beabsichtigten Inanspruchnahme
seines Grundstücks zu benachrichti­
gen.

(3) Der Grundstückseigentümer kann die
Verlegung der Einrichtungen verlan­
gen, wenn sie an der bisherigen Stelle
für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die
Kosten der Verlegung hat der Zweck­
verband zu tragen, soweit die Einrich­
tungen nicht ausschließlich der Ver­
sorgung des Grundstücks dienen.

(4) Wird der Wasserbezug nach§ 22 Abs. 2
oder 3 eingestellt, ist der Grundstück­
seigentümer verpflichtet, nach Wahl

I
J



des Zweckverbandes die Entfernung
der Einrichtungen zu gestatten oder
sie nach fünf Jahren unentgeltlich zu
belassen, sofern dies nicht unzumut­
bar ist.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für
öffentliche Verkehrswege und Ver­
kehrsflächen sowie für Grundstücke,
die durch Planfeststellung für den
Bau von öffentlichen Verkehrswegen
und Verkehrsflächen bestimmt sind.

$15
Art und Umfang der Versorgung

(1) Der Zweckverband stellt das Wasser
zu dem in der Beitrags- und Gebüh­
rensatzung aufgeführten Entgelt zur
Verfügung. Er liefert das Wasser als
Trinkwasser unter dem Druck und in
der Beschaffenheit, die in dem betref­
fenden Abschnitt des Versorgungsge­
bietes üblich sind, entsprechend den
jeweils geltenden Rechtsvorschriften
und den anerkannten Regeln der
Technik.

(2) Der Zweckverband ist berechtigt, die
Beschaffenheit und den Druck des
Wassers im Rahmen der gesetzlichen
und behördlichen Bestimmungen
sowie der anerkannten Regeln der
Technik zu ändern, sofern dies aus
wirtschaftlichen oder technischen
Gründen zwingend erforderlich ist.
Der Zweckverband wird eine dauern­
de wesentliche Änderung denWasser­
abnehmern nach Möglichkeit minde­
stens zwei Monate vor der Umstellung
bekannt geben und die Belange der
Anschlussnehmer möglichst berück­
sichtigen. Die Grundstückseigentü­
mer sind verpflichtet, ihre Anlagen
auf eigene Kosten den geänderten
Verhältnissen anzupassen.

(3) Der Zweckverband stellt das Wasser
im Allgemeinen ohne Beschränkung
zu jeder Tag- und Nachtzeit am Ende
des Hausanschlusses zur Verfügung,
Dies gilt nicht, soweit und solange der
Zweckverband durch höhere Gewalt,
durch Betriebsstörungen, Wasser­
mangel oder sonstige technische oder
wirtschaftliche Umstände, deren
Beseitigung ihm nicht zumutbar ist,
an der Wasserversorgung gehindert
ist. Der Zweckverband kann die Belie­
ferung ablehnen, mengenmäßig und
zeitlich beschränken oder unter Auf­
lagen und Bedingungen gewähren,
soweit das zur Wahrung des An­
schluss- und Benutzungsrechts der
anderen Berechtigten erforderlich ist.
Der Zweckverband darf ferner die
Lieferung unterbrechen, um betriebs­
notwendige Arbeiten vorzunehmen.
Soweit möglich, gibt der Zweckver­
band Absperrungen der Wasserlei­
tung vorher öffentlich bekannt und
unterrichtet die Abnehmer über
Umfang und voraussichtliche Dauer

derUnterbrechung.

(4) Das Wasser wird lediglich zur Dec­
kung des Eigenbedarfs für die ange­
schlossenen Grundstücke geliefert.
Die Überleitung von Wasser in ein
anderes Grundstück bedarf der
schriftlichen Zustimmung des Zweck­
verbandes; die Zustimmung wird
erteilt, wenn nicht überwiegende
versorgungswirtschaftliche Gründe
entgegenstehen.

(5) Für Einschränkungen oder Unterbre­
chungen der Wasserlieferung und für
Änderungen des Druckes oder der
Beschaffenheit des Wassers, die durch
höhere Gewalt, Wassermangel oder
sonstige technische oder wirtschaftli­
che Umstände, die vom Zweckver­
band veranlasst sind, steht dem
Grundstückseigentümer kein An­
spruch auf Minderung verbrauchsun­
abhängiger Gebühren zu.

$16
Anschlüsse und Benutzung der

Wasserleitung für Feuerlöschzwecke

(1) Sollen auf einem Grundstück private
Feuerlöschanschlüsse eingerichtet
werden, so sind über die näheren
Einzelheiten einschließlich der Kos­
tentragung besondere Vereinbarun­
gen zwischen dem Grundstückseigen­
tümer und dem Zweckverband zu
treffen.

(2) Private Feuerlöscheinrichtungen
werden mit Wasserzählern ausgerüs­
tet. Sie müssen auch für die Feuer­
wehr benutzbar sein.

(3) Wenn es brennt oder wenn sonst Ge­
meingefahr droht, sind die Anordnun­
gen des Zweckverbands, der Polizei
und der Feuerwehr zu befolgen; ins­
besondere haben die Wasserabneh­
mer ihre Leitungen und ihre Eigenan­
lagen auf Verlangen zum Feuerlö­
schen zu Verfügung zu stellen. Ohne
zwingenden Grund dürfen sie in die­
sen Fällen keinWasser entnehmen.

(4) Bei Feuergefahr hat der Zweckver­
band das Recht Versorgungseinrich­
tungen und Grundstücksanschlüsse
vorübergehend abzusperren. Dem
von der Absperrung betroffenen
Wasserabnehmer steht hierfür kein
Entschädigungsanspruch zu.

$17
Wasserabgabe für vorübergehende

Zwecke, Wasserabgabe aus öffentlichen
Entnahmestellen

(1) Der Anschluss von Anlagen zum
Bezug von Bauwasser oder zu sonsti­
gen vorübergehenden Zwecken ist
rechtzeitig bei beim Zweckverband zu
beantragen. Muss das Wasser von

einem anderen Grundstück bezogen
werden, so ist die schriftliche Zustim­
mung des Grundstückseigentümers
beizubringen. Über die Art der Was­
serabgabe entscheidet der Zweckver­
band; er legt die weiteren Bedingun­
gen für denWasserbezug fest.

(2) Falls Wasser aus öffentlichen Hydran­
ten nicht zum Feuerlöschen, sondern
zu anderen vorübergehenden Zwe­
cken entnommen werden soll, so stellt
der Zweckverband auf Antrag einen
Wasserzähler, ggf. Absperrvorrich­
tung; er legt die weiteren Bedingun­
gen für denWasserbezug fest.

$18
Haftung bei Versorgungsstörungen

(1) Für Schäden, die ein Grundstücksei­
gentümer durch Unterbrechung der
Wasserversorgung oder durch Unre­
gelmäßigkeiten in der Belieferung
erleidet, haftet der Zweckverband aus
dem Benutzungsverhältnis oder aus
unerlaubter Handlung im Falle

1. Der Tötung oder Verletzung des
Körpers oder der Gesundheit des
Grundstückseigentümers, es sei
denn, dass der Schaden vom
Zweckverband oder einem Erfül­
lungs- oder Verrichtungsgehilfen
weder vorsätzlich noch fahrlässig
verursacht worden ist.

2. Der Beschädigung einer Sache, es
sei denn, dass der Schaden weder
durch Vorsatz, nicht durch grobe
Fahrlässigkeit des Zweckverban­
des oder eines Erfüllungs- oder
Verrichtungsgehilfen verursacht
worden ist.

3. Eines Vermögensschadens, es sei
denn, dass dieser weder durch
Vorsatz noch durch grobe Fahrläs­
sigkeit eines vertretungsberechtig­
ten Organs des Zweckverbandes
verursacht worden ist.

$ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen
Gesetzbuches ist nur bei vorsätzli­
chem Handeln von Verrichtungsgehil­
fen anzuwenden.

(2) Gegenüber Benutzern und Dritten, an
die der Grundstückseigentümer das
gelieferte Wasser im Rahmen des $ 15
Abs. 4 weiterleitet, haftet der Zweck­
verband für Schäden, die diesen
durch Unterbrechung der Wasserver­
sorgung oder durch Unregelmäßig­
keiten in der Belieferung entstehen,
wie einem Grundstückseigentümer.

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch auf
Ansprüche von Grundstückseigentü­
mern anzuwenden, die diese gegen
ein drittes Wasserversorgungsunter­
nehmen aus unerlaubter Handlung
geltend machen. Der Zweckverband
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ist verpflichtet, den Grundstücksei­
gentümern aufVerlangen über die mit
der Schadensverursachung durch ein
drittes Unternehmen zusammenhän­
genden Tatsachen insoweit Auskunft
zu geben, als sie ihm bekannt sind
oder von ihm in zumutbarer Weise
aufgeklärt werden können und seine
Kenntnis zur Geltendmachung des
Schadensersatzes erforderlich ist.

(4) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden
unter dreißig Euro.

(5) Schäden sind dem Zweckverband
unverzüglich mitzuteilen.

$19
Wasserzähler

(2) Der Grundstückseigentümer ist ver­
pflichtet, die Einrichtungen in ord­
nungsgemäßem Zustand und jeder­
zeit zugänglich zu halten.

(1) Der Wasserzähler ist Eigentum des
Zweckverbandes. Die Lieferung,
Aufstellung, technische Überwa­
chung, Unterhaltung, Auswechslung
und Entfernung der Wasserzähler
sind Aufgabe des Zweckverbandes; er
bestimmt auch Art, Zahl und Größe
der Wasserzähler sowie ihren Aufstel­
lungsort. Bei der Aufstellung hat der
Zweckverband so zu verfahren, dass
eine einwandfreie Messung gewähr­
leistet ist; er hat den Grundstücksei­
gentümer zuvor anzuhören und seine
berechtigten Interessen zuwahren.

(2) Der Zweckverband ist verpflichtet,
auf Verlangen des Grundstückeigen­
tümers die Wasserzähler zu verlegen,
wenn die ohne Beeinträchtigungen
einer einwandfreien Messung mög­
lich ist. Der Zweckverband kann die
Verlegung davon abhängig machen,
dass der Grundstückseigentümer sich
verpflichtet, die Kosten zu überneh­
men.

(3) Der Grundstückseigentümer haftet
für das abhandenkommen und die
Beschädigung der Wasserzähler,
soweit ihn hieran ein Verschulden
trifft, Er hat den Verlust, Beschädi­
gungen und Störungen des Wasser­
zählers dem Zweckverband unver­
züglich mitzuteilen. Er ist verpflich­
tet, sie vor Abwasser, Schmutz- und
Grundwasser sowie vor Frost zu
schützen.

(4) Die Wasserzähler werden von einem
Beauftragten des Zweckverbandes
möglichst in gleichen Zeitabständen
oder aufVerlangen des Zweckverban­
des vom Grundstückseigentümer
selbst abgelesen. Dieser hat dafür zu
sorgen, dass die Wasserzähler leicht
zugänglich sind.

$ 20
Messeinrichtungen an der Grund­

stücksgrenze

(1) Der Zweckverband kann verlangen,
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dass der Grundstückseigentümer auf
eigene Kosten an der Grundstücks­
grenze nach seiner Wahl eines geeig­
neten Wasserzählerschachts oder
Wasserzählerschrank anbringt, wenn
1. das Grundstück unbebaut ist oder
2. die Versorgung der Gebäude mit

Grundstücksanschlüssen erfolgt,
die unverhältnismäßig lang sind
oder nur unter besonderen Er­
schwernissen verlegt werden
können, oder

3. kein Raum zur frostsicheren Un­
terbringung des Wasserzählers
vorhanden ist.

$21
Nachprüfung der Wasserzähler

(1) Der Grundstückseigentümer kann
jederzeit die Nachprüfung der Was­
serzähler durch eine Eichbehörde
oder eine staatlich anerkannte Prüf­
stelle im Sinne des§ 6 Abs. 2 des Mess­
und Eichgesetz verlangen. Stellt der
Grundstückseigentümer den Antrag
auf Prüfung nicht bei dem Zweckver­
band, so hat er diesen vor Antragsstel­
lung zu benachrichtigen.

(2) Der Zweckverband braucht dem
Verlangen auf Nachprüfung der Was­
serzähler nur nachzukommen, wenn
der Grundstückseigentümer sich
verpflichtet, die Kosten zu überneh­
men, falls die Abweichung die gesetz­
lichen Verkehrsfehlergrenzen nicht
überschreitet.

$ 22
Anderungen;

Einstellung des Wasserbezugs

(1) Jeder Wechsel des Grundstückseigen­
tümers ist dem Zweckverband unver­
züglich schriftlich mitzuteilen.

(2) Will ein Grundstückseigentümer, der
zur Benutzung der Wasserversor­
gungseinrichtung nicht verpflichtet
ist, den Wasserbezug aus der öffentli­
chen Wasserversorgung vollständig
einstellen, so hat er das mindestens
eine Woche vor dem Ende des Wasser­
bezugs schriftlich dem Zweckverband
zu meiden.

(3) WIII ein zum Anschluss oder zur Be­
nutzung Verpflichteter den Wasserbe­
zug einstellen, hat er beim Zweckver­
band Befreiung nach $6 zu beachten.

$23
Einstellung der Wasserlieferung

(1) Der Zweckverband ist berechtigt, die

Wasserlieferung ganz oder teilweise
fristlos einzustellen, wenn der Grund­
stückseigentümer oder der Benutzer
dieser Satzung oder sonstigen die
Wasserversorgung betreffenden An­
ordnungen zuwiderhandelt und die
Einstellung erforderlich ist, um
1. eine unmittelbare Gefahr für die

Sicherheit von Personen oder
Anlagen abzuwenden,

2. den Verbrauch von Wasser unter
Umgebung, Beeinflussung oder
vorAnbietung derMesseinrichtun­
gen zu verbringen oder

3. zu gewährleisten, dass Störungen
anderer Abnehmer, störende Rück­
wirkungen auf Einrichtungen des
Zweckverbandes oder Dritter oder
Rückwirkungen auf die Güte des
Trinkwassers ausgeschlossen sind.

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen,
insbesondere bei Nichterfüllung einer
Zahlungsverpflichtung trotz Mah­
nung, ist der Zweckverband berech­
tigt, die Versorgung zwei Wochen
nach Androhung einzustellen. Dies
gilt nicht, wenn die Folgen der Einstel­
lung außer Verhältnis zur Schwere
der Zuwiderhandlung stehen und
hinreichende Aussicht besteht, dass
der Grundstückseigentümer seinen
Verpflichtungen nachkommt. Der
Zweckverband kann mit der Mah­
nung zugleich die Einstellung der
Versorgung anordnen.

(3) Der Zweckverband hat die Versor­
gung unverzüglich wieder aufzuneh­
men, sobald die Gründe für die Ein­
stellung entfallen sind.

$24
Ordnungswidrigkeiten

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 Gemeindeord­
nung kann mit Geldbuße belegt werden,
wer

1. den Vorschriften über den Anschluss­
und Benutzungszwang ($ 5) zuwider­
handelt,

2. eine der in S9 Abs. 5, $ 11 Abs. 2 und §
22 Abs. 1 und 2 festgelegten Melde-,
Auskunfts- oder Vorlagepflichten
verletzt,

3. entgegen § 11 Abs. 3 vor Zustimmung
des Zweckverbandes mit den Installa­
tionsarbeiten beginnt,

4. gegen die von Zweckverband nach $
15 Abs. 3 Satz 3 angeordneten Ver­
brauchseinschränkungen oder Ver­
brauchsverbote verstößt.

$ 25
Anordnungen für den Einzelfall,

Zwangsmittel

(1) Der Zweckverband kann zur Erfül­
lung der nach dieser Satzung beste-



henden Verpflichtungen Anordnun­
gen für den Einzelfall erlassen.

(2) Für die Erzwingung der in dieser
Satzung vorgeschriebenen Handlun­
gen, eines Duldens oder Unterlassens
gelten die Vorschriften des Bayri­
schen Verwaltungszustellungs- und
Vollstreckungsgesetzes.

§ 26
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt eine Woche nach
Bekantgabe in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom
3.12.1997 außer Kraft.

Stechendorf, den 20. Mai 2021
Zweckverband zur Wasserversorgung
der Stechendorfer Gruppe
Harald Stadter
Verbandsvorsitzender

Neuerlass der Entschädigungssatzung
für ehrenamtliche Tätigkeit für den
Zweckverband zur Wasserversorgung
der Stechendorfer Gruppe (Entschädi­
gungssatzung)

Die Verbandsversammlung des Zweck­
verbandes zur Wasserversorgung der
Stechendorfer Gruppe hat in ihrer Sit­
zung am 20.5.2021 einen Neuerlass der
Entschädigungssatzung für ehrenamtli­
che Tätigkeit beschlossen. Die Satzung ist
genehmigungsfrei.

Sie wird nachstehend gern. Art. 24 Abs. 1
des Gesetzes über die Kommunale Zu­
sammenarbeit -KommZG- (BayRS 2020­
6-1-D)bekanntgemacht.

Bayreuth, 14. September2021
Landratsamt
Froschauer
Oberregierungsrätin

Entschädigungssatzung für ehrenamtli­
che Tätigkeit für den Zweckverband zur
Wasserversorgung der Stechendorfer
Gruppe (Entschädigungssatzung)

Vom 20.05.2021

Der Zweckverband zur Wasserversor­
gung Stechendorfer Gruppe (im Folgen­
den kurz "Zweckverband" genannt) er­
lässt aufgrund des Art. 26 und Art. 30 des
Gesetzes über die kommunale Zusam­
menarbeit (KommZG) und den Art. 20 a)
und Art. 23 der GO folgende Satzung:

$1
Entschädigungsberechtigte

Der/ Die Verbandsvorsitzende und die

übrigen Mitglieder der Verbandsver­
sammlung werden für die Teilnahme an
Sitzungen und für die sonstige mit ihrem
Amt verbundene Tätigkeit nach Maßgabe
dieser Satzung entschädigt. Entsprechen­
des gilt für die Stellvertreter, sofern ein
Vertretungsfall vorliegt.

$2
Auslagenersatz

Der/ Die Verbandsvorsitzende und die
Verbandsräte erhalten für die Teilnahme
an Sitzungen und Verbandsversammlun­
gen und ihre Ausschüsse Ersatz ihrer
Auslagen, insbesondere Reiskostenver­
gütung nach den Bestimmungen des
Bayerischen Reisekostengesetzes. Das­
selbe gilt für die Verbandsräte, die Beam­
te oder Angestellte des durch sie vertrete­
nen Verbandsmitgliedes sind.

$3
Entschädigung der Verbandsräte

(1) Die Verbandsräte, die nicht gemäß §
31 Abs. 2 Satz 1 KommZG Kraft Amtes
der Verbandsversammlung angehö­
ren, erhalten für die Teilnahme an
Sitzungen der Verbandsversammlung
und ihrer Ausschüsse eine Sitzungs­
geldpauschale. Die Sitzungsgeldpau­
schale wird auf 25,00 €festgesetzt.Sie
verdoppelt sich, wenn die Sitzung
länger als fünf Stunden dauert.

(2) Soweit die Verbandsräte Lohn- und
Gehaltsempfänger sind, erhalten sie
außerdem den entstandenen Ver­
dienstausfall für die Dauer der Sit­
zung einschließlich einer angemesse­
nen An- und Abreisezeit ersetzt. Der
Betrag des entgangenen Lohns oder
Gehalts ist durch Bescheinigung des
Arbeitsgebers nachzuweisen.

(3) Soweit die Verbandsräte selbständig
tätig sind, erhalten sie für die durch
die Teilnahme an den Sitzungen be­
dingte Zeitversäumnis eine Pauschal­
entschädigung von 10,00 €je angefan­
gene fünf Stunden Sitzungsdauer.
Dies gilt nicht für Sitzungen, die ab
19.00 Uhr oder später beginnen oder
an Samstagen, Sonntagen oder ge­
setzlichen Feiertagen stattfinden.

(4) Verbandsräte, die keinen Anspruch
auf Entschädigung nach den Absät­
zen 2 oder 3 haben, denen aber im
beruflichen und häuslichen Bereich
durch die Teilnahme an den Sitzun­
gen ein Nachteil entsteht, der in der
Regel nur durch das Nachholen ver­
säumter Arbeitszeit oder das Heran­
ziehen einer Hilfskraft ausgeglichen
werden kann, erhalten eine Pauschal­
entschädigung wie selbständig Tätige.

$4
Entschädigung des/ der
Verbandsvorsitzenden

(1) Der/ Die Verbandsvorsitzende erhält
für seine Tätigkeit eine monatliche
Pauschalentschädigung in Höhe von
200,00 €. Die Entschädigung ist jeweils
zum gleichen Zeitpunkt und mit dem
gleichen Prozentsatz bei Besoldungs­
anpassungen für Beamte zu verän­
dern.

(2) Wenn die Grundgehälter der Beamten
in der Besoldungsgruppe A und B
(Anlage zum Bayerischen Beamten­
besoldungsgesetz - BayBG) einheit­
lich geändert werden, ist auch die
Entschädigung des/ der Verbandsvor­
sitzenden mit dem gleichen Vornhun­
dertsatz anzuheben.

$5
Auszahlung der Entschädigungen

Die nach Monatsbeträgen bemessenen
Pauschalentschädigungen werden mo­
natlich im Voraus ausgezahlt. Die in § 3
Abs. 1 festgesetzten Entschädigungen
werden zum Jahresende in einer Summe
gezahlt. Die in$3 Abs. 2 bis 4 festgesetzten
Entschädigungen werden nur auf Antrag
gewährt.

$6
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt eine Woche nach
Bekanntgabe in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Entschädigungs­
satzung vom 28.7.2014 für den Zweck­
verband zur Wasserversorgung der
Stechendorfer Gruppe außer Kraft.

Stechendorf, den 20. Mai 2021
Zweckverband zur Wasserversorgung
der Stechendorfer Gruppe
Harald Stadter
Verbandsvorsitzender

Beteiligungsberichte des Landkreises
Bayreuth 2018 und 2019

Die Berichte für die Jahre 2018 und 2019
über die Beteiligung des Landkreises an
Unternehmen in einer Rechtsform des
Privatrechts nach Art. 82 Abs. 3 der Baye­
rischen Landkreisordnung liegen im
Landratsamt Bayreuth, Markgrafenallee
5, 95448 Bayreuth, Zimmer-Nr. 161, wäh­
rend der allgemeinen Geschäftszeiten zur
Einsichtnahme öffentlich aus.

Bayreuth, 13. September 2021
Wiedemann
Landrat
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